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Eine Kirchgemeinde, aber zwei Pfarreien
DieKirchgemeindenArth undGoldau beantragen demBürger die Fusion.

Josias Clavadetscher

Die Zusammenlegung der beiden Rö-
misch-katholischen Kirchgemeinden
GoldauundArth ist virulent schon lan-
ge ein Thema gewesen. Seit 2014wur-
de immerwieder darüber gesprochen,
im Juni 2018 ist eineparitätisch zusam-
mengesetzte Arbeitsgruppe dann die-
ses Projekt angegangen. Jetzt liegt der
Entwurf fürdieFusionvor, es kannent-
schiedenwerden.

DieGründe sind einleuchtend.Die
beidenbisherigenKirchgemeindenbe-
stehen seit 1960, als die Trennung der
kirchlichenBelangevonderpolitischen
Einheitsgemeinde erfolgte. Damals
machte die Bildung von zwei Kirchge-
meindenSinn,weil es zwei Schulkreise
undklar abgegrenzteGebietegab.Heu-
te entspricht diese Aufteilung nicht
mehr der Praxis.

Administrationwird
viel einfacherundgünstiger
DiebeidenKirchgemeindegebiete sind
heute ineinander verwachsen.Auchdie
Regelung, dassKatholiken inOberarth
zeitweiseentscheidenkonnten,welcher
Kirchgemeinde sie angehörenwollten,
ist rechtlich nicht mehr gültig. Dazu
kommt, dass der administrative Auf-
wand von zwei Kirchenverwaltungen
mit einem Zusammenschluss verein-
fachtwerdenkann.Auchkönnendurch
eine Fusion Doppelspurigkeiten ver-
miedenund sowohldieAdministration
wiediePersonalplanung fürdenUnter-
richt andenSchulenunddieKatechese
vereinfacht werden. Zudem geht man
davon aus, dass vakante Sitze im Kir-
chenrat eher wieder besetzt und gene-
rell Kosten eingespart werden können.

Vorgeschlagenwird, dass beide bis-
herigenKirchgemeindenneuzurKirch-
gemeinde Arth-Goldau zusammenge-
führtwerden.Wichtig ist dabei, dassdie
beiden Pfarreien Arth undGoldauwei-
terhin bestehen bleiben werden – also
eine Kirchgemeinde, zwei Pfarreien.

Das ist keineswegs eine neue Erfin-
dung, sondernkommt imKantonmehr-
fachvor.So inSchwyz (PfarreienSchwyz,

Ibach, Seewen),Einsiedeln (Vikariate in
den sechsVierteln), Freienbach (Freien-
bach, Pfäffikon) und sogar im Wägital
(Innerthal, Vorderthal).Überall hat sich
diesegemeinsameVerwaltungbewährt.

NeueKirchgemeindeordnung
liegt vor
Konkret wird den Stimmberechtigten
in den beiden Pfarreien nun eine neue
Kirchgemeindeordnung mit lediglich
elf Paragrafen zur Beratung und zum
Beschluss vorgelegt. Danach umfasst
dieRömisch-katholischeKirchgemein-
deArth-GoldaudasgesamteGebietder
politischen Gemeinde Arth. Vorgese-
hen ist, dass die neue Kirchgemeinde
von einem Kirchenrat mit neun bis elf
Mitgliedern geführt wird, wobei min-
destens je drei Mitglieder aus den bei-
den Pfarreien Arth und Goldau stam-
menmüssen.Auchdie jeweiligenPfar-

reileiter sind wählbar. Die Wahlen
sollenwiebisherdirekt anderKirchge-
meindeversammlung durchgeführt
werden und nicht zwingend an der
Urne,wiedies inGoldaubisherderFall
gewesen ist. Auch dies ist als Vereinfa-
chung geplant. Ebenfalls müssen die
vier Mitglieder der Rechnungsprü-
fungskommissionzwingendausbeiden
Pfarreien stammen.

Vorgeschlagen wird weiter, dass
künftig jährlich nur eineKirchgemein-
deversammlung stattfindenmuss, wie
es bisher in Arth gängige Praxis war.
DieFrühjahrsgemeinde inGoldauwird
also nicht mehr weitergeführt, ausser
es wird verlangt.

Steuern fürArth
würdensinken
Bei Fusionen relativ heikel sind immer
die Finanz-, Vermögens- und Steuer-

fragen.Dazu legtdieArbeitsgruppeden
Finanzplan einer neuengemeinsamen
Kirchgemeindevor. Er geht davonaus,
dass 2022 und 2023 ein Verlust von
rund70000Frankeneingefahrenwer-
denmuss, dannaber indenbeidenwei-
teren Jahren dieser auf 41000 und
31000Franken sinkenwird.Daskünf-
tig gemeinsame Eigenkapital von
1,5Mio. Franken kann dies verkraften.
Gerechnet wird mit einem Steuerfuss
von28Prozent,wie erbisher inGoldau
Gültigkeit gehabthat. FürArth, das ak-
tuell einen Steuersatz von 33 Prozent
kennt, steht damit eineSteuersenkung
in Aussicht.

Auch die Frage der Liegenschaf-
ten ist geklärt. Die Stiftungen und
Eigentumsverhältnissebleibenunver-
ändert bestehen. Der Herz-Jesu-Stif-
tung Goldau werden weiterhin die
Kirche, das Pfarrhaus, das Pfrund-

haus sowiedieLiegenschaftenander
RigistrasseundamKehlmattliweg so-
wie die Waldungen gehören. Die
Pfarrpfrundstiftung Arth wird das
PfarrhausmitGartenunddasPfarrei-
heim besitzen. Das Pfarreizentrum
Goldaudagegen, die Pfarrkirche, das
Pfrundhaus und das Kaplanenhaus
Arth sowiedieKapellenSt.Georgund
St. Adrian bleiben Eigentum der
Kirchgemeinde.

Die Kirchgemeinden Arth (links) und Goldau sollen fusionieren, jedoch zwei Pfarreien bleiben. Bilder: Josias Clavadetscher

Wie geht es weiter?

Als Erstes werden nun die beiden bis-
herigenKirchgemeinden denAntrag auf
Zusammenlegung an ihrer Kirchge-
meindeversammlung behandeln und
beraten, in Goldau am9. und in Arth am
15. April. Anschliessend wird in beiden
Kirchgemeinden am27. Juni gleichzeitig
die Urnenabstimmung über die neue
Kirchenordnung durchgeführt. Wird die
anschliessende Rekursfrist von zehn
Tagen nicht benutzt, tritt der Beschluss
in Rechtskraft.

DieGenehmigungen durch den kan-
tonalen Kirchenvorstand und den Kan-
tonskirchenrat sind die nächsten Schrit-
te, sind aber als reine Formsache zu
betrachten. Geht das alles reibungslos
über die Bühne, wird dann imNovember
oder Dezember die erste Kirchgemein-
deversammlung der neuen Kirchge-
meinde Arth-Goldau stattfinden. Dabei
geht es um die Wahl des Kirchenrats,
der Rechnungsprüfungskommission
und umdas Budget 2022. Auf den 1. Ja-
nuar 2022 kann dann die neueKirchge-
meinde ihre Tätigkeit aufnehmen.

Im Frühjahr 2022 hingegen werden
die beiden «alten» Kirchgemeinden
dann aus rechtlichen Gründen noch-
mals separate Versammlungen durch-
führen müssen. Dabei geht es um die
Genehmigung der Jahresrechnung
2021 und um die Entlastung der jeweils
abtretenden Kirchenräte. (cj)
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Am Staat hängt, zum Staat drängt doch alles ...
…könnteman inAbwandlungeines
ausGoethes«Faust» stammenden
Zitatesdie gegenwärtige Entwicklung
umschreiben.Wiewir alle zu spüren
bekommen, nimmt der Staat gerade in
Zeiten der Pandemie das Zepter in die
Hand und greiftmassiv in zentrale
Lebensbereiche der Bewohner ein.
Diesmit breiter Zustimmungder vom
FreiheitsentzugBetroffenen, die in
solch schwierigenZeiten den Schutz-
schild der staatlichenBehörden nicht
nur suchen, sondern diesenmangels
Alternativen geradezu herbeiwün-
schen. ZumAusgleich versucht der
StaatmitmilliardenschwerenHärte-
fall- undHilfsprojekten aller Art den
daraus resultierendenwirtschaftli-
chen Schaden so gutwiemöglich zu
ersetzen.

DieseVerlagerungvomprivaten
indenöffentlichenSektor ist aber
nicht erst eine Folge der Pandemie.
Sie hat schon viel früher eingesetzt,
wenn auch deutlichweniger spürbar.
Wie aus einer Antwort des Bundesra-
tes auf einen parlamentarischen

Vorstoss im Jahre 2019 hervorgeht,
betrug etwa dieWachstumsrate der
vergangenen 20 Jahre vor der Pande-
mie imprivaten Sektor 0,8 Prozent
pro Jahr, während sie imöffentlichen
Sektor 1,7 Prozent – alsomehr als das
Doppelte – ausmachte.Mit dieser
Ausdehnung des öffentlichen Sektors
ging auch eine beachtliche Steige-
rung der Beschäftigten einher, ver-
bundenmit einemmarkantenLohn-
schub. Sowird derAnstieg des Brut-
tolohnes bei denBundesangestellten
nach einemneuerenGutachten
(Schaltegger/Eugster)imZeitraum
von 2008bis 2019 auf gut 13 Prozent
geschätzt und beträgt imMittel
aktuell stolze 9600Franken pro
Vollzeit-Lohnempfänger. ImVer-
gleich dazuwuchs das Lohnniveau
imPrivatsektor nur um8Prozent und
beträgt aktuell imDurchschnitt
6250Franken. Zwar sind die statisti-
schenBasisdaten nachAngaben der
Experten in unseremLande nachwie
vor dürftig. Dennoch ist die überhöh-
teWachstumstendenz imöffentli-
chen Sektor eindeutig.

Nochbescheidener ist dieAussage-
kraft des verfügbaren Zahlenmate-
rials auf kantonaler Ebene. Aber
schon ein Blick auf dieGrösse der
Betriebe anhand der Angestellten im
Vollzeitäquivalent zeigt, dass die
Kantonale Verwaltung Schwyzmit
einemVorsprung von über 50 Prozent
die grossen privaten Arbeitgeber
längst überrundet hat. In den letzten
20 Jahren ist allein der Bestand an
Staatspersonal umnicht weniger als
dieHälfte angestiegen, und der
Personalaufwand des Kantons hat
sich im selben Zeitraumgar umknapp
75 Prozent erhöht. Betrachtetman
das Ausgabenwachstum auf Kantons-,
Bezirks- undGemeindeebene seit
1990, so befindet sich der Kanton
Schwyzmit einemFaktor 2,5 in der
Spitzengruppe aller Kantone.Mit
etwas über 20 Prozent bestreitet der
öffentliche Sektor imKanton Schwyz
mehr als einen Fünftel der gesamten
Wirtschaftsleistung, während etwa im
Kanton Zug nur 12 Prozent des kanto-
nalen Bruttosozialprodukts aus dem
öffentlichen Sektor stammen.

WelcheErkenntnisse ergeben sich
ausdieser imposantenZahlenrei-
he?Entgegen der landläufigenMei-
nung gehört der Kanton Schwyzmit
Bezug auf dasWachstumdes öffentli-
chen Sektors längst nichtmehr zu den
Musterschülern. Auch hierzulande
wird der öffentliche Bereich immer
mehr ausgeweitet. Der Ruf nach
staatlichemPerfektionismus und nach
öffentlicher Unterstützung hat sich
längst imAlltag breitgemacht. Zusam-
menmit den zunehmend ausufernden
Ausgaben des Bundes sindwir an
einem Scheidepunkt angelangt, der
nach einer strikten Konzentration auf
die Kernaufgaben im öffentlichen
Bereich verlangt. Es gilt, den staatli-
chenAnteil amBruttosozialprodukt
auf ein vernünftigesMass einzugren-
zen. Der Fokus ist vermehrt auf die
Entfaltungsmöglichkeit und Innova-
tionskraft der privatenUnternehmen
und der damit einhergehendenwirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen
Prosperität zu legen. Gerade im
Nachgang zu einer Pandemie, wo der
öffentliche Sektor sich aus naheliegen-

denGründen breitmachenmusste,
wird eine Abkehr von der staatlichen
Umarmung und von der Verdrängung
des privaten Sektors vonmatchent-
scheidender Bedeutung sein.

Hinweis
Im «Bote»-Forum schreiben regelmäs-
sig prominente Schwyzerinnen und
Schwyzer. Sie sind in der Themenwahl
frei und schreiben autonom. Der Inhalt
des «Bote»-Forums kann, muss sich
aber nicht mit der Redaktionshaltung
decken. (red)
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